
Entscheid.-Sammig. c.. Senats

B U N D E S G E R I C H T S H O F

IX ZB 53/86 B E S C H L U S S

in der Entschädigungssache

th Street,

Kläger und Beschwerdeführer,

- Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Land Rheinland-Pfalz,
vertreten durch das Ministerium der Finanzen, 
Kf l H V ~ Ff l H H H - S t r a ß e  V, flHi Mat

Beklagten und Beschwerdegegner
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den 
Vorsitzenden Richter Merz und die Richter Zorn, Henkel,
Fuchs und Gärtner

am 30. Oktober 1986 
beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 5. Zivilsenats - Entschädigungs­
senats - des Oberlandesgerichts Koblenz 
vom 21. November 1985 wird zurückgewiesen.

Die außergerichtlichen Kosten des Be­
schwerdeverfahrens trägt der Kläger.

G r ü n d e

Die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulassung der 
Revision gemäß § 219 Abs. 2 BEG liegen nicht vor.

Das Berufungsurteil beruht auf der dem Tatrichter vor­
behaltenen Würdigung der Beweise. Es ist insbesondere eine 
Frage tatrichterlicher Beweiswürdigung, ob die vorliegenden 
ärztlichen Sachverständigengutachten zur Urteilsfindung aus­
reichen und welchem der ärztlichen Sachverständigen der Tat­
richter folgt (BGH RzW 1965, 454 und ständig). Wenn dieser 
sich nicht davon zu überzeugen vermag, daß sich das aner­
kannte Verfolgungsleiden des Klägers seit 1974 verschlimmert



3 y?

und eine höhere verfolgungsbedingte Minderung der Erwerbs­
fähigkeit als 15 vH verursacht habe, so ist das aus Rechts­
gründen nicht zu beanstanden. Insbesondere ist es dem 
Tatrichter im Rahmen seiner Beweiswürdigung gemäß § 286 ZPO 
nicht versagt, auch über medizinische Fragen zu entscheiden, 
ohne ein weiteres ärztliches Sachverständigengutachten ein­
zuholen. Es ist ferner nicht rechtsfehlerhaft, wenn er dem 
Sachverständigen Prof. Dr. Dr. K i f H B  auch darin folgt, daß 
nur bei einer wesentlichen Mitverursachung eines anlagebe­
dingten Leidens durch die Verfolgung eine Verfolgungsbe­
dingtheit dieses Leidens anerkannt werden könne und diese 
Voraussetzung beim Kläger nicht vorliege; denn diese Rechts­
folge ergibt sich aus § 4 der 2. DV-BEG. Prof. Dr. Dr. Ki^- 
Vflfc folgt dabei dem Gutachten von Prof. Dr. S t f H  vom 
14. Juli 1971, daß bei der Schaffung der abnormen Persön­
lichkeitsartung des Klägers die Anlage eine Rolle gespielt 
habe .

Das vom Kläger erst im Beschwerdeverfahren vorgelegte 
neue ärztliche Gutachten des Dr. H | m  kann vom Revisions­
gericht nicht verwertet werden (§ 561 ZPO).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Da die Beschwerde in erster Linie Verfahrensfehler des 
Berufungsrichters rügt, wird auch auf BGH RzW 1967, 431 
hingewiesen.

Merz Zorn


